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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Kommission schlägt eine Richtlinie zu Flughafenentgelten vor, die als Teil eines 
Flughafenpakets1 zu sehen ist, das dem Gesamtziel dienen soll, im Einklang mit den Zielen 
der Agenda von Lissabon die essenzielle Rolle der Flughäfen Europas als Antrieb zur 
Sicherstellung der wirtschaftlichen und sozialen Wettbewerbsfähigkeit Europas zu verstärken. 
Bisher stehen die europäischen Flughäfen in Fragen etwa der Kapazität, der Finanzierung und 
der Umwelt vor unterschiedlichen rechtlichen, kommerziellen und externen 
Herausforderungen. Das Ziel dieser neuen Maßnahmen besteht darin, ein einheitlich 
anzuwendendes und durchzusetzendes gemeinsames Regelwerk anzubieten. Der Vorschlag 
befasst sich mit der Rolle der Flughäfen in der weiteren Entwicklung und der 
Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Luftverkehrsbinnenmarkts und wird die Zukunft der 
Flughafenregulierung in Europa prägen, indem er eine Annäherung der Rechtsvorschriften 
unter den Mitgliedstaaten gewährleistet, sowie eine unabhängige nationale Behörde für die 
Beilegung von Streitfragen schaffen.

Hinsichtlich der Tragweite der Stellungnahme beabsichtigt der Verfasser, sich auf die 
Aspekte der regionalen Entwicklung und die administrative Dimension der Frage, die Rolle 
der Regulierungsbehörde, zu konzentrieren. Viele weitere Fragen wie der Artikel über die 
Transparenz, die Frage der nicht aus der Luftfahrt stammenden Einnahmen und die 
Sicherheitsentgelte wurden ebenfalls eingehend erörtert, aber als außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs des Ausschusses für regionale Entwicklung liegend erachtet.

Der Luftverkehr innerhalb Europas schafft wirtschaftlichen Wert und befriedigt für das 
Gemeinwesen, dem er dient, gesellschaftliche Bedürfnisse. Der Verfasser betont, dass neun 
von zehn Unionsbürgern außerhalb der Hauptstädte leben. Der Luftverkehr verbindet die 
wichtigsten Ballungsräume der EU mit den Regionen; dies erleichtert für 90 % der 
Unionsbürger das Leben außerhalb der Hauptstädte und erhöht so die wichtige Attraktivität 
der Regionen der EU, was die Tendenz zur Abwanderung aus den abgelegenen Gebieten der 
EU verringert. Der Zugänglichkeit aller Regionen und den Interessen der Fluggäste kommt 
entscheidende Bedeutung zu. In der Richtlinie darf auch die Rolle nicht unerwähnt bleiben, 
die der Luftverkehr nicht zuletzt bei der Verbesserung des EU-weiten sozialen und 
wirtschaftlichen Zusammenhalts spielt, denn Flughäfen tragen zur Gründung und 
Entwicklung von Unternehmen bei, wobei der Umschlag von Post- und Eilfrachtsendungen 
sowie die fertigungssynchrone Lieferung von Waren der regionalen Entwicklung der EU 
besonders förderlich sind. Überdies schafft Luftverkehr Arbeitsplätze auf Flughäfen und in 
ihrem Umfeld. Um Investitionen in die europäischen Regionen weiter zu unterstützen, sind 
daher qualitativ hochwertige Verkehrsverbindungen erforderlich. 
Flughafenentgelte werden gewöhnlich gemäß einer Reihe von Grundsätzen und Kriterien 
festgelegt und erhoben, die die Flughafenentgeltregelung ausmachen. Durch Abänderung 
bestimmter Entgelte können die Flughäfen versuchen, die Nutzung der Flughafeninfrastruktur 
zu verstärken und die Umweltbeeinträchtigung durch die Luftfahrt zu verringern. Den 
Wunsch der Kommission, die Beziehung zwischen Flughafenbetreibern und Flughafennutzern 

1 Es soll enthalten: einen Vorschlag für eine Richtlinie zu Flughafengebühren, eine Mitteilung zu Kapazität, 
Effizienz und Sicherheit von Flughäfen in Europa und einen Bericht über die Anwendung der Richtlinie über 
Bodenabfertigungsdienste (angenommen am 24. Januar 2007).
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neu festzulegen, indem sie bei der Berechnung von Entgelten, die von den Nutzern für 
dieselbe Dienstleistung erhoben werden, völlige Transparenz, Dialog mit den Nutzern und die 
Anwendung des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung verlangt, begrüßt der Verfasser. Um 
Verwaltungsaufwand zu beseitigen, sollten Konsultationen zwischen dem Flughafen und den 
Flughafennutzern über Flughafenentgelte nur dann stattfinden, wenn Diskussionsbedarf 
besteht, beispielsweise bei der Änderung von Entgelten oder der Erhebung neuer Entgelte.

Gleichzeitig sollte dafür gesorgt werden, dass die Flughäfen und die Flughafennutzer sich nur 
dann an die unabhängige Regulierungsbehörde wenden, wenn alle Möglichkeiten eines 
Dialogs ausgeschöpft worden sind, und das auch nur, wenn schwerwiegende Gründe 
vorliegen, die eine Beschwerde rechtfertigen. Daher sollten die Mitgliedstaaten über die 
Möglichkeit verfügen, bestimmte Kriterien festzulegen, wann die Konfliktparteien die 
Behörde anrufen dürfen.

Mit Blick auf eine Verbesserung der Kapazität des Europäischen Flughafensystems gibt es ein 
Potenzial, regionale Flughäfen auszubauen, die dazu beitragen können, die Überlastung an 
den großen Luftverkehrsknotenpunkten Europas zu verringern. Regionalflughäfen sollten 
nicht zum Geltungsbereich der Richtlinie gehören, da zusätzliche Regulierungen für die 
Regionalflughäfen nur Verwaltungsaufwand bedeuten würden, die ihre Entwicklung und 
somit die Zugänglichkeit der Region belasten würde. Die größten Umsteigeknoten und die 
wichtigsten europäischen und innerstaatlichen Flughäfen jedoch sollten zusammen mit jedem 
anderen Flughafen reguliert werden, wenn dieser auf einem monopolistischen Markt tätig ist. 
Viele der kleineren Flughäfen sind bereits dem Wettbewerb ausgesetzt, der die 
Flughafenentgelte nach unten drückt.

Ferner müssen die nationalen Behörden die genaue Situation ihres Flughafens verstehen, um 
in der Lage zu sein, die entsprechenden Regionalentwicklungspläne aufzustellen. Daher 
könnten Partnerschaften zwischen Gebietskörperschaften und Regionalflughäfen gegründet 
werden, um die Region zu fördern und gemeinsame Handelstätigkeiten zu entwickeln.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr 
und Fremdenverkehr, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 2

(2) Es ist erforderlich, einen gemeinsamen (2) Es ist erforderlich, einen gemeinsamen 

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Rahmen zu schaffen, der die wesentlichen 
Merkmale von Flughafenentgelten und deren 
Festsetzung regelt, da in Ermangelung eines 
solchen Rahmens grundlegende 
Anforderungen in den Beziehungen 
zwischen den Leitungsorganen von 
Flughäfen und den Flughafennutzern 
möglicherweise nicht eingehalten werden.

Rahmen zu schaffen, der die wesentlichen 
Merkmale von Flughafenentgelten und deren 
Festsetzung regelt, da in Ermangelung eines 
solchen Rahmens grundlegende 
Anforderungen in den Beziehungen 
zwischen den Leitungsorganen von 
Flughäfen und den Flughafennutzern 
möglicherweise nicht eingehalten werden. 
In diesem Rahmen sollte die Bedeutung 
Anerkennung finden, die den 
Regionalflughäfen im Hinblick auf die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
der Regionen zukommt, besonders derer, 
die stark vom Tourismus abhängen, sowie 
derer, die wie etwa die Regionen in 
äußerster Randlage und Inseln 
geografische und naturbedingte Nachteile 
aufweisen.

Begründung

In der Richtlinie muss die Bedeutung des Luftverkehrs für den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt der EU anerkannt und die Entwicklung von Regionalflughäfen überall in der 
Region befürwortet werden.

Änderungsantrag 2
Erwägung 2 a (neu)

(2a) Flughäfen, Fluglinien und 
entsprechende Infrastrukturen tragen 
erheblich zum sozialen, wirtschaftlichen 
und territorialen Zusammenhalt in der 
Europäischen Union bei, indem sie 
Regionen verbinden, Arbeitsplätze schaffen 
und Unternehmen anziehen.

Begründung

Der Luftverkehr innerhalb Europas schafft wirtschaftlichen Wert und befriedigt für das 
Gemeinwesen, dem er dient, gesellschaftliche Bedürfnisse. Neun von zehn Unionsbürgern 
leben außerhalb der Hauptstädte. Der Luftverkehr verbindet die wichtigsten Ballungsräume 
der EU mit den Regionen, erhält so die Attraktivität der Regionen und verringert die Tendenz 
zur Abwanderung aus den abgelegenen Gebieten.

Flughäfen und Fluglinien tragen als die zwei Hauptfaktoren der Wertschöpfung im 
Flugsektor gemeinsam zur Entwicklung in der EU bei.

Ein angemessenes Netz von Flughäfen begünstigt nicht nur den internen sozialen und 
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wirtschaftlichen, sondern auch den territorialen Zusammenhalt in der Europäischen Union.

Änderungsantrag 3
Erwägung 2 b (neu)

(2b) Zwischen verschiedenen 
Gebietskörperschaften, Fluglinien und 
Regionalflughäfen sollten Partnerschaften 
gegründet werden, um die Region, in der 
der Flughafen liegt, zu fördern und 
gemeinsame Wirtschaftstätigkeiten zu 
entwickeln.

Begründung

Die nationalen Behörden müssen die genaue Situation ihres Flughafens verstehen, um in der 
Lage zu sein, die entsprechenden Regionalentwicklungspläne aufzustellen. Daher könnten 
Partnerschaften zwischen Gebietskörperschaften und Regionalflughäfen gegründet werden, 
um die Region zu fördern und gemeinsame Handelstätigkeiten zu entwickeln.

Die nationalen Behörden müssen die genaue Situation ihres Flughafens verstehen, um in der 
Lage zu sein, die notwendigen Regionalentwicklungspläne aufzustellen. Hierzu könnten 
Partnerschaften zwischen Gebietskörperschaften und Regionalflughäfen gegründet werden, 
um die Region zu fördern und gemeinsame Handelstätigkeiten zu entwickeln. Da neben 
Flughäfen auch Fluglinien als zweiter Hauptfaktor an der Wertschöpfung im Flugsektor 
beteiligt sind, sollten die Partnerschaften ebenfalls die Fluglinien umfassen.

Statt „Handelstätigkeit“ wird der umfassendere Begriff „Wirtschaftstätigkeit“ verwendet, 
denn im Umfeld von Flughäfen entstehen häufig wissenschaftlich-technische Parks, in denen 
weitere Unternehmen ihren Betrieb aufnehmen, die unmittelbar mit dem Flughafen 
zusammenarbeiten.

Änderungsantrag 4
Erwägung 3

(3) Diese Richtlinie sollte für Flughäfen im 
Gebiet der Gemeinschaft oberhalb einer 
gewissen Mindestgröße gelten, da die 
Verwaltung und Finanzierung kleiner 
Flughäfen nicht die Anwendung eines 
Gemeinschaftsrahmens erfordern.

(3) Diese Richtlinie sollte für Flughäfen im 
Gebiet der Gemeinschaft oberhalb einer 
gewissen Mindestgröße gelten, da die 
Verwaltung und Finanzierung kleiner 
Flughäfen nicht die Anwendung eines 
Gemeinschaftsrahmens erfordern, weil die 
meisten von ihnen in einem zunehmend 
vom Wettbewerb geprägten Umfeld tätig 
sind und ein solcher Wettbewerb die 
Flughafenentgelte tendenziell nach unten 
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drückt.

Begründung

Viele der kleinen Flughäfen sind in privater Hand, und vielfach sind sie nicht die einzigen 
Betreiber in der Region, sind also rauem Wettbewerb ausgesetzt, was die Flughafenentgelte 
nach unten drückt.

Änderungsantrag 5
Erwägung 4 a (neu)

(4a) Den Rahmen für die Regelung der 
Einkünfte der Flughafenbetreiber sollten 
die gemeinschaftlichen Leitlinien für die 
Finanzierung von Flughäfen und die 
Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen für 
Luftfahrtunternehmen auf 
Regionalflughäfen setzen1.
____________________1

1 ABl. C 312 vom 9.12.2005, S. 1.

Begründung

Um einen fairen Wettbewerb und Kostenwahrheit zu gewährleisten, müssen neben den 
Einkünften der Flughafenbetreiber aus Flughafenentgelten u. a. auch die Einkünfte aus 
öffentlichen Mitteln (z. B. Staatsbeihilfen, Zuschüsse und Subventionen) berücksichtigt 
werden. Dies ist insbesondere wichtig, um die Effizienz des Einsatzes europäischer 
Finanzmittel zu erhöhen.

Änderungsantrag 6
Erwägung 5

(5) Flughafenentgelte sollten 
nichtdiskriminierend sein. Es sollte ein 
verbindliches Verfahren für regelmäßige 
Konsultationen zwischen den 
Leitungsorganen von Flughäfen und 
Flughafennutzern eingerichtet werden, 
wobei jede Partei die Möglichkeit haben 
sollte, eine unabhängige 
Regulierungsbehörde anzurufen, falls eine 
Entscheidung über Flughafenentgelte oder 
die Änderung der Entgeltregelung von 

(5) Flughafenentgelte sollten 
nichtdiskriminierend sein und die 
tatsächlichen Kosten widerspiegeln. Es 
sollte ein verbindliches Verfahren für 
regelmäßige Konsultationen zwischen den 
Leitungsorganen von Flughäfen und 
Flughafennutzern eingerichtet werden, 
wobei jede Partei die Möglichkeit haben 
sollte, eine unabhängige 
Regulierungsbehörde anzurufen, falls eine 
Entscheidung über Flughafenentgelte oder 

1 blablabla



PE390.357v02-00 8/17 AD\684193DE.doc

DE

Flughafennutzern abgelehnt wird. die Änderung der Entgeltregelung von 
Flughafennutzern abgelehnt wird. Die 
unabhängige Regulierungsbehörde sollte 
einen genauen, eindeutig festgelegten 
Auftrag haben, in dem insbesondere 
eventuelle Befugnisse zum Erlass von 
Strafmaßnahmen geregelt sind.

Änderungsantrag 7
Erwägung 6

(6) In jedem Mitgliedstaat sollte eine 
unabhängige Regulierungsbehörde 
eingerichtet werden, um die Unparteilichkeit 
ihrer Entscheidungen und die 
ordnungsgemäße und wirksame Anwendung 
dieser Richtlinie zu gewährleisten. Die 
Behörde sollte in Bezug auf Personal, 
Fachwissen und finanzielle Ausstattung über 
die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
notwendigen Mittel verfügen.

(6) In jedem Mitgliedstaat sollte eine 
unabhängige Regulierungsbehörde ernannt 
oder eingerichtet werden, um die 
Unparteilichkeit ihrer Entscheidungen und 
die ordnungsgemäße und wirksame 
Anwendung dieser Richtlinie zu 
gewährleisten. Die Behörde sollte in Bezug 
auf Personal, Fachwissen und finanzielle 
Ausstattung über die zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben notwendigen Mittel 
verfügen.

Begründung

Mit der Änderung steht die Erwägung im Einklang mit Artikel 10 Absatz 1. Wann immer es 
möglich ist, sollte die Regulierungsbehörde ernannt werden, um einer Ausweitung der 
Bürokratie in den Mitgliedstaaten vorzubeugen.

Änderungsantrag 8
Erwägung 9

(9) Wegen des Aufkommens von 
Luftfahrtunternehmen, die 
Luftverkehrsdienste zu geringen Kosten 
betreiben, sollten Flughäfen, die von diesen 
Luftfahrtunternehmen bedient werden, 
Entgelte erheben können, die der 
Infrastruktur und/oder dem gebotenen 
Dienstleistungsniveau angemessen sind, da 
die Luftfahrtunternehmen ein legitimes 
Interesse an Dienstleistungen eines 
Flughafens haben, die dem Verhältnis von 
Preis und Qualität entsprechen. Der Zugang 
zu einem solchen niedrigeren Niveau von 
Infrastrukturen oder Dienstleistungen sollte 

(9) Wegen des Aufkommens von 
Luftfahrtunternehmen, die 
Luftverkehrsdienste zu geringen Kosten 
betreiben, sollten Flughäfen, die von diesen 
Luftfahrtunternehmen bedient werden, 
Entgelte erheben können, die der 
Infrastruktur und/oder dem gebotenen 
Dienstleistungsniveau angemessen sind, da 
die Luftfahrtunternehmen ein legitimes 
Interesse an Dienstleistungen eines 
Flughafens haben, die dem Verhältnis von 
Preis und Qualität entsprechen. Der Zugang 
zu einem solchen niedrigeren Niveau von 
Infrastrukturen oder Dienstleistungen sollte 
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in nichtdiskriminierender Weise allen 
Luftfahrtunternehmen offen stehen, die diese 
nutzen möchten. Falls die Nachfrage das 
Angebot übersteigt, muss der Zugang auf 
der Grundlage objektiver und 
nichtdiskriminierender Kriterien festgelegt 
werden, die vom Leitungsorgan des 
Flughafens aufzustellen sind. 

in nichtdiskriminierender Weise allen 
Luftfahrtunternehmen offen stehen, die diese 
nutzen möchten. Falls die Nachfrage das 
Angebot übersteigt, muss der Zugang auf 
der Grundlage objektiver und 
nichtdiskriminierender Kriterien festgelegt 
werden, die vom Leitungsorgan des 
Flughafens aufzustellen sind. Jegliche 
Differenzierung und/oder Erhöhung von 
Gebühren sollte transparent und objektiv 
sein und auf eindeutigen Kriterien 
beruhen. Eine Differenzierung könnte als 
Anreiz für die Erschließung neuer Strecken 
gelten und somit die regionale Entwicklung 
in Regionen fördern, die geografische und 
naturbedingte Nachteile aufweisen, 
einschließlich der Regionen in äußerster 
Randlage.

Begründung

Durch die Änderung sollen die Bedingungen für eine Differenzierung klargestellt werden.

Änderungsantrag 9
Artikel 1 Absatz 2

2. Diese Richtlinie findet Anwendung auf 
Flughäfen in einem Gebiet, auf das die 
Bestimmungen des EG-Vertrags anwendbar 
sind, die für den gewerblichen Verkehr 
geöffnet sind und jährlich mehr als 
1 Million Fluggastbewegungen oder ein 
Luftfrachtaufkommen von mehr als 
25 000 Tonnen aufweisen.

2. Diese Richtlinie findet Anwendung auf 
Flughäfen in einem Gebiet, auf das die 
Bestimmungen des EG-Vertrags anwendbar 
sind, die für den gewerblichen Verkehr 
geöffnet sind und mehr als 0,5 % der 
innerhalb der Union jährlich insgesamt 
abgefertigten Fluggäste ausmachen.

3. Unbeschadet Absatz 2 kann ein 
Mitgliedstaat:
i) diese Richtlinie auf jeden Flughafen in 
seinem Gebiet anwenden, der für den 
gewerblichen Verkehr geöffnet ist und 
mehr als 10 % der innerhalb dieses 
Mitgliedstaats jährlich insgesamt 
abgefertigten Fluggäste aufweist;
ii) diese Richtlinie auf der Grundlage einer 
von seiner zuständigen nationalen Behörde 
durchgeführten Markterhebung auf jeden 
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Flughafen in seinem Gebiet, der für den 
gewerblichen Verkehr geöffnet ist, 
anwenden. Eine solche Markterhebung 
wird nach ausführlicher Rücksprache mit 
dem Leitungsorgan und den Nutzern des 
betreffenden Flughafens durchgeführt.
4. Jeder Mitgliedstaat veröffentlicht eine 
Liste seiner Flughäfen, für die diese 
Richtlinie gilt, und gewährleistet jedem 
Betroffenen gemäß Absatz 3 Unterabsatz ii 
den Zugang zu den Ergebnissen jeder 
Markterhebung, jedoch ohne vertrauliche 
Geschäftsdaten offen zu legen.

Diese Richtlinie findet keine Anwendung 
auf Gebühren, die zur Abgeltung von 
Strecken- und Anflug/Abflug-
Flugsicherungsdiensten gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1794/2006 der 
Kommission zur Einführung einer 
gemeinsamen Gebührenregelung für 
Flugsicherungsdienste erhoben werden, oder 
auf Entgelte, die zur Abgeltung von 
Bodenabfertigungsdiensten gemäß dem 
Anhang der Richtlinie 96/67/EG über den 
Zugang zum Markt der 
Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen 
der Gemeinschaft erhoben werden.

5. Diese Richtlinie findet keine Anwendung 
auf Gebühren, die zur Abgeltung von 
Strecken- und Anflug/Abflug-
Flugsicherungsdiensten gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1794/2006 der 
Kommission zur Einführung einer 
gemeinsamen Gebührenregelung für 
Flugsicherungsdienste erhoben werden, oder 
auf Entgelte, die zur Abgeltung von 
Bodenabfertigungsdiensten gemäß dem 
Anhang der Richtlinie 96/67/EG über den 
Zugang zum Markt der 
Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen 
der Gemeinschaft erhoben werden.

Das Recht eines jeden Mitgliedstaats, 
zusätzliche regulatorische Maßnahmen 
hinsichtlich des Leitungsorgans eines 
Flughafens in seinem Hoheitsgebiet 
anzuwenden, die mit dieser Richtlinie oder 
anderen Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts nicht unvereinbar sind, 
wird durch diese Richtlinie nicht berührt. 
Dazu können insbesondere die 
Genehmigung von Entgeltregelungen 
und/oder der Entgelthöhe auf 
wettbewerbsrechtlicher Grundlage gehören.

6. Das Recht eines jeden Mitgliedstaats, 
zusätzliche regulatorische Maßnahmen 
hinsichtlich des Leitungsorgans eines 
Flughafens in seinem Hoheitsgebiet 
anzuwenden, die mit dieser Richtlinie oder 
anderen Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts nicht unvereinbar sind, 
wird durch diese Richtlinie nicht berührt. 
Dazu können insbesondere die 
Genehmigung von Entgeltregelungen 
und/oder der Entgelthöhe auf 
wettbewerbsrechtlicher Grundlage gehören.

Begründung

Regionalflughäfen sollten nicht zum Geltungsbereich der Richtlinie gehören, da zusätzliche 
Regulierungen für die Regionalflughäfen nur Verwaltungsaufwand bedeuten würden, die ihre 
Entwicklung und somit die Zugänglichkeit der Region belasten würde. Die größten 
Umsteigeknoten und die wichtigsten europäischen und innerstaatlichen Flughäfen jedoch 
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sollten zusammen mit jedem anderen Flughafen reguliert werden, wenn dieser auf einem 
monopolistischen Markt tätig ist. Viele der kleineren Flughäfen sind bereits dem Wettbewerb 
ausgesetzt, der die Flughafenentgelte nach unten drückt.

Änderungsantrag 10
Artikel 2 Buchstabe e a (neu)

(ea) „Verbraucher“ ist jede natürliche oder 
juristische Person, die von einem 
Flughafennutzer einen Verkehrsdienst 
kauft.

Änderungsantrag 11
Artikel 3

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
Flughafenentgelte nicht zwischen 
Flughafennutzern oder Fluggästen 
diskriminieren.

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
Flughafenentgelte nicht zwischen 
Flughafennutzern oder Fluggästen, die 
denselben Dienst in Anspruch nehmen, 
diskriminieren.

Begründung

Falls Flughafennutzer verschiedene Flughafeninfrastrukturen und –dienste in Anspruch 
nehmen, können die Flughafenentgelte unterschiedlich hoch sein. Für denselben Dienst darf 
es keine Diskriminierung zwischen Flughafennutzern oder Fluggästen geben.

Änderungsantrag 12
Artikel 4 Absatz 1

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
an jedem Flughafen ein verbindliches und 
regelmäßig durchzuführendes Verfahren für 
Konsultationen zwischen dem 
Leitungsorgan des Flughafens und 
Flughafennutzern oder Vertretern von 
Flughafennutzern bezüglich der 
Durchführung der Flughafenentgeltregelung 
und der Höhe der Flughafenentgelte 
eingerichtet wird. Die Konsultationen finden 
mindestens einmal jährlich statt.

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
an jedem Flughafen ein verbindliches und 
regelmäßig durchzuführendes Verfahren für 
Konsultationen zwischen dem 
Leitungsorgan des Flughafens und 
Flughafennutzern oder Vertretern von 
Flughafennutzern bezüglich der 
Durchführung der Flughafenentgeltregelung 
und der Höhe der Flughafenentgelte 
eingerichtet wird. Die Konsultationen finden 
statt, wenn eine Änderung der Entgelte 
oder die Erhebung neuer Entgelte geplant 
ist, auf jeden Fall mindestens einmal alle 
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zwei Jahre.

Begründung

Der Änderungsantrag zielt darauf ab, Verwaltungsaufwand zu vermeiden, indem die 
Konsultationen über Fragen von Flughafenentgelten dann erfolgen, wenn Diskussionsbedarf 
besteht. Außerdem werdend dadurch die Fälle berücksichtigt, in denen seit mehreren Jahren 
die Preise zwischen Flughäfen und Luftfahrtgesellschaften abgesprochen wurden.

Änderungsantrag 13
Artikel 4 Absatz 2

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
wann immer möglich Änderungen der 
Flughafenentgeltregelung oder der Höhe der 
Entgelte im Einvernehmen zwischen dem 
Leitungsorgan des Flughafens und den 
Flughafennutzern vorgenommen werden. Zu 
diesem Zweck legt das Leitungsorgan des 
Flughafens Vorschläge zur Änderung der 
Flughafenentgeltregelung oder der Höhe der 
Flughafenentgelte den Flughafennutzern 
spätestens vier Monate vor deren 
Inkrafttreten zusammen mit einer 
Begründung der vorgeschlagenen 
Änderungen vor. Auf Antrag eines 
Flughafennutzers konsultiert das 
Leitungsorgan des Flughafens die 
Flughafennutzer zu den vorgeschlagenen 
Änderungen und berücksichtigt deren 
Ansichten vor der endgültigen 
Beschlussfassung. Das Leitungsorgan des 
Flughafens veröffentlicht seinen endgültigen 
Beschluss spätestens zwei Monate vor 
dessen Inkrafttreten. Das Leitungsorgan des 
Flughafens begründet seinen Beschluss unter 
Bezugnahme auf die Ansichten der 
Flughafennutzer, falls zwischen dem 
Leitungsorgan des Flughafens und den 
Flughafennutzern kein Einvernehmen über 
die vorgeschlagenen Änderungen erzielt 
wird.

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
wann immer möglich Änderungen der 
Flughafenentgeltregelung oder der Höhe der 
Entgelte im Einvernehmen zwischen dem 
Leitungsorgan des Flughafens und den 
Flughafennutzern vorgenommen werden. Zu 
diesem Zweck legt das Leitungsorgan des 
Flughafens Vorschläge zur Änderung der 
Flughafenentgeltregelung oder der Höhe der 
Flughafenentgelte den Flughafennutzern 
spätestens vier Monate vor deren 
Inkrafttreten zusammen mit einer 
Begründung der vorgeschlagenen 
Änderungen vor. Auf Antrag eines 
Flughafennutzers konsultiert das 
Leitungsorgan des Flughafens die 
Flughafennutzer zu den vorgeschlagenen 
Änderungen und berücksichtigt deren 
Ansichten vor der endgültigen 
Beschlussfassung. Das Leitungsorgan des 
Flughafens veröffentlicht seinen endgültigen 
Beschluss spätestens sechs Monate vor 
dessen Inkrafttreten. Die Kriterien für die 
Veröffentlichung werden von der 
Regulierungsbehörde festgelegt. Das 
Leitungsorgan des Flughafens begründet 
seinen Beschluss unter Bezugnahme auf die 
Ansichten der Flughafennutzer, falls 
zwischen dem Leitungsorgan des Flughafens 
und den Flughafennutzern kein 
Einvernehmen über die vorgeschlagenen 
Änderungen erzielt wird.
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Begründung

Der Zeitraum von 2 Monaten ist zu kurz. Regionen, die auf den Tourismus angewiesen sind, 
könnten erheblich beeinträchtigt sein, da die Reiseveranstalter mehr Zeit brauchen, um sich 
auf den Beschluss einzustellen, weil sie häufig lange im Voraus Vereinbarungen über die 
Erbringung von Dienstleistungen getroffen haben. 

Änderungsantrag 14
Artikel 5 Absatz 1

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
das Leitungsorgan des Flughafens jedem 
Flughafennutzer oder den Vertretern oder 
Verbänden der Flughafennutzer einmal 
jährlich Informationen über die 
Komponenten, die der Festlegung der Höhe 
aller am Flughafen erhobenen Entgelte 
zugrunde liegen, bereitstellt. Diese 
Informationen müssen mindestens 
Folgendes umfassen:

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
das Leitungsorgan des Flughafens jedem 
Flughafennutzer oder den Vertretern oder 
Verbänden der Flughafennutzer 
Informationen über die Komponenten, die 
der Festlegung der Höhe aller am Flughafen 
erhobenen Entgelte zugrunde liegen, 
bereitstellt, wenn eine Änderung der 
Entgelte oder die Erhebung neuer Entgelte 
geplant ist. Diese Informationen müssen 
mindestens Folgendes umfassen:

Begründung

Stellt die Kohärenz mit Artikel 4 Absatz 1 her.

Änderungsantrag 15
Artikel 5 Absatz 2

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
die Flughafennutzer dem Leitungsorgan 
regelmäßig insbesondere folgende 
Informationen liefern:

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
die Flughafennutzer dem Leitungsorgan, 
wenn eine Änderung der Entgelte oder die 
Erhebung neuer Entgelte geplant ist, 
insbesondere folgende Informationen 
liefern:

Begründung

Stellt die Kohärenz mit Artikel 4 Absatz 1 her.

Änderungsantrag 16
Artikel 6

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass das 
Leitungsorgan des Flughafens die 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
das Leitungsorgan des Flughafens die 
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Flughafennutzer konsultiert, bevor die 
Planung neuer Infrastrukturvorhaben 
abgeschlossen wird.

Flughafennutzer konsultiert, bevor die 
Planung neuer Infrastrukturvorhaben 
abgeschlossen wird. Die Kriterien für die 
Einführung neuer Entgelte spiegeln die 
wesentlichen Leistungen des Flughafens 
wider, die die Flughafennutzer und die 
Verbraucher betreffen könnten.

Änderungsantrag 17
Artikel 7 Absatz 2

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
bei Nichterzielung einer Einigung über 
Dienstleistungsniveaus jede Partei die 
unabhängige Regulierungsbehörde 
einschalten kann.

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
bei Nichterzielung einer Einigung über 
Dienstleistungsniveaus jede Partei die 
unabhängige Regulierungsbehörde 
einschalten kann. Die Mitgliedstaaten legen 
die genauen Bedingungen fest, unter denen 
jede Partei die unabhängige 
Regulierungsbehörde anrufen kann.

Begründung

Es sollte dafür gesorgt werden, dass die Parteien sich nur dann an die unabhängige 
Regulierungsbehörde wenden, wenn alle Möglichkeiten eines Dialogs ausgeschöpft worden 
sind, und das auch nur, wenn schwerwiegende Gründe vorliegen, die eine Beschwerde 
rechtfertigen.

Änderungsantrag 18
Artikel 8 Absatz 1

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die 
Maßnahmen, die notwendig sind, um es dem 
Leitungsorgan des Flughafens zu 
ermöglichen, Qualität und Umfang 
bestimmter Flughafendienstleistungen, 
Abfertigungsgebäude oder Teile von 
Abfertigungsgebäuden zu variieren, um 
maßgeschneiderte Dienstleistungen 
erbringen oder ein besonders vorbehaltenes 
Abfertigungsgebäude oder einen besonders 
vorbehaltenen Teil eines 
Abfertigungsgebäudes bereitstellen zu 
können. Die Höhe der Flughafenentgelte 
kann entsprechend der Qualität und des 
Umfangs dieser Dienstleistungen 
differenziert werden.

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die 
Maßnahmen, die notwendig sind, um es dem 
Leitungsorgan des Flughafens zu 
ermöglichen, Qualität und Umfang 
bestimmter Flughafendienstleistungen, 
Abfertigungsgebäude oder Teile von 
Abfertigungsgebäuden zu variieren, um 
maßgeschneiderte Dienstleistungen 
erbringen oder ein besonders vorbehaltenes 
Abfertigungsgebäude oder einen besonders 
vorbehaltenen Teil eines 
Abfertigungsgebäudes bereitstellen und so 
die Erfüllung der 
Gemeinwohlverpflichtungen gewährleisten 
zu können. Die Höhe der Flughafenentgelte 
kann entsprechend der Qualität und des 
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Umfangs dieser Dienstleistungen 
differenziert werden und im Falle der in 
Artikel 299 Absatz 2 des EG-Vertrags 
genannten Regionen allen Verbrauchern 
den universellen Zugang zu 
Dienstleistungen ermöglichen.

Begründung

Die Änderung soll die Erfüllung der Gemeinwohlverpflichtungen gewährleisten und im Falle 
der Regionen in äußerster Randlage aufgrund der außergewöhnlichen Entfernung dieser 
Inseln vom Festland und somit ihrer Abhängigkeit vom Luftverkehr allen Verbrauchern der 
Zugang zu diesem Verkehrsträger ermöglichen.

Änderungsantrag 19
Artikel 8 Absatz 2

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
jeder Flughafennutzer, der die 
maßgeschneiderten Dienstleistungen oder 
das besonders vorbehaltene 
Abfertigungsgebäude oder den besonders 
vorbehaltenen Teil eines 
Abfertigungsgebäudes nutzen will, Zugang 
zu diesen Dienstleistungen und diesem 
Abfertigungsgebäude oder Teil eines 
Abfertigungsgebäudes erhält.

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
keine Diskriminierung stattfindet, so dass 
jeder Flughafennutzer, der die 
maßgeschneiderten Dienstleistungen oder 
das besonders vorbehaltene 
Abfertigungsgebäude oder den besonders 
vorbehaltenen Teil eines 
Abfertigungsgebäudes nutzen will, Zugang 
zu diesen Dienstleistungen und diesem 
Abfertigungsgebäude oder Teil eines 
Abfertigungsgebäudes erhält.

Änderungsantrag 20
Artikel 10 Absatz 4

4. Haben Leitungsorgane von Flughäfen 
oder Flughafennutzer eine Beschwerde in 
einer Angelegenheit, die in den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, 
können sie die Beschwerde der 
unabhängigen Regulierungsbehörde 
vorlegen, die als Schlichtungsstelle tätig 
wird und innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Beschwerde eine Entscheidung 
erlässt. Die unabhängige 
Regulierungsbehörde muss berechtigt sein, 
die zur Entscheidungsfindung notwendigen 
Informationen von den Parteien anzufordern. 
Die Entscheidungen der 

4. Haben Leitungsorgane von Flughäfen 
oder Flughafennutzer eine Beschwerde in 
einer Angelegenheit, die in den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, 
können sie unbeschadet bestehender 
Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten 
oder rechtlich vorgesehener Rechtsbehelfe 
unter den von dem betreffenden 
Mitgliedstaat festgelegten Bedingungen die 
Beschwerde der unabhängigen 
Regulierungsbehörde vorlegen, die als 
Schlichtungsstelle tätig wird und innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der 
Beschwerde eine Entscheidung erlässt. Die 
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Regulierungsbehörde sind verbindlich. unabhängige Regulierungsbehörde muss 
berechtigt sein, die zur 
Entscheidungsfindung notwendigen 
Informationen von den Parteien anzufordern. 
Die Entscheidungen der 
Regulierungsbehörde sind verbindlich.

Begründung

Es sollte dafür gesorgt werden, dass die Parteien sich nur dann an die unabhängige 
Regulierungsbehörde wenden, wenn alle Möglichkeiten eines Dialogs ausgeschöpft worden 
sind, und das auch nur, wenn schwerwiegende Gründe vorliegen, die eine Beschwerde 
rechtfertigen. Das Beschwerderecht sollte gemäß dem Rechtssystem des jeweiligen 
Mitgliedstaats gewährleistet werden.

Änderungsantrag 21
Artikel 10 Absatz 5

5. Die unabhängige Regulierungsbehörde 
veröffentlicht einen Jahresbericht über ihre 
Tätigkeit.

5. Die unabhängige Regulierungsbehörde 
veröffentlicht im fünften Monat jedes 
Jahres einen Jahresbericht über ihre 
Tätigkeit. Sie macht ihren Bericht den 
Flughafennutzern, der Kommission und 
der Öffentlichkeit zugänglich.

Änderungsantrag 22
Artikel 11 Absatz 1

1. Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat spätestens vier Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie einen 
Bericht über ihre Anwendung sowie 
gegebenenfalls geeignete 
Änderungsvorschläge vor.

1. Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat spätestens vier Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie einen 
Bericht über ihre Anwendung, in dem sie die 
Fortschritte bewertet, die mit Blick auf die 
Ziele dieser Regulierung erreicht worden 
sind, sowie gegebenenfalls geeignete 
Änderungsvorschläge vor.

Begründung

Eine unabhängige Evaluierung der Anwendung der Richtlinie sollte mit den Fortschritten 
verknüpft sein, die im Hinblick auf die angestrebten Ziele erreicht wurden.
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